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Heute stellen Bund und 
Länder vor, wie die 
»Exzellenzinitiative 

zur Förderung von Spitzen-
forschung« über das Jahr 2017 
hinaus weitergeführt wird. Bis 
2028 sollen fünf Milliarden 
Euro bereitgestellt werden. Viel 
Geld, für viele gutausgestattete 
Hochschulen?

Nein, es handelt sich schlichtweg 
um eine lineare Fort-
setzung der Förde-
rung, die 2006 ins 
Leben gerufen wurde. 
Es hat sich abgezeich-
net, dass dieses Pro-
gramm, obwohl es an 
den Universitäten sehr 
umstritten ist, einfach 
durchgewinkt wird. 
Das konnte man be-
reits 2014 absehen, als 
die Regierungschefs 
von Bund und Ländern 
einen Grundsatzbe-
schluss für die Fortset-
zung des Programms 
gefasst hatten. Alle 
im Bundestag vertretenen Parteien, 
mit Ausnahme der Partei Die Linke, 
stimmen jedesmal für die Fortset-
zung der Exzellenzinitiative. Es ist 
eine politische Weichenstellung in 
der Hochschulfinanzierung, die mit 
dem Anspruch einer Förderung von 
Spitzenforschung nichts zu tun hat.

Der BdWi hat in einem Gutach-
ten im Februar im Bundestag 
gesagt, es fehle an einer »Ge-
samtsystemperspektive«. Was 
ist damit gemeint?

In den Dokumenten der Exzellenz-
initiative taucht seit 2005 immer 
wieder die Formulierung auf, man 
wolle Spitzenforschung konzentriert 
an wenigen Standorten von Univer-
sitäten fördern, und damit gleichzei-
tig die Qualität des Gesamtsystems 
der deutschen Hochschulen stei-
gern. Letzteres ist eindeutig nicht 
eingetreten. So dass es eigentlich 
auch kein Argument für die Fort-
setzung des Programms gibt. Das 
heißt, an allen Hochschulen, die 
nicht im Rahmen der Exzellenzin-
itiative gefördert werden, haben sich 
die Arbeits- und Lehrbedingungen 
sukzessive verschlechtert.

Welches Ausmaß nimmt die 
Unterfinanzierung der Mehr-
zahl der Hochschulen an?

Da wäre zum Beispiel die Relation 
zwischen Studierenden und betreu-
endem wissenschaftlichen Personal. 
Das wird sogar im Gutachten der In-
ternationalen Expertenkommission 
Exzellenzinitiative, IEKE, offen ein-
geräumt. Nun könnte man sagen, es 
hat mit der Exzellenzinitiative nichts 
zu tun, dass die anderen Hochschul-
bereiche nicht ausreichend finanziert 
werden. Das Hochschulsystem ist ja 
strukturell seit zwei Jahrzehnten un-

terfinanziert. Das hat es aber sehr 
wohl, weil dem regulären Hochschul-
betrieb immer mehr Ressourcen und 
Personal entzogen werden.

In Ihrem Gutachten schreiben 
Sie, bei der Exzellenzinitiative 
handele es sich um ein »politi-
sches Programm«. Wie kann 
Bildung politisch sein?

Wir kritisieren, dass es nicht in er-
ster Linie um Wissenschaftsförde-

rung geht, sondern dar-
um ein neues System 
der Hochschulfinan-
zierung zu etablieren, 
welches darauf beruht, 
dass finanzielle Zu-
wächse nur noch über 
staatlich inszenierte 
Wettbewerbe verteilt 
werden. Der Restbe-
trieb bleibt unterfinan-
ziert.
Bundesbildungs-
ministerin Johanna 
Wanka, CDU, hat ein 
Förderprogramm für 
kleine Universitäten 
und Fachschulen 

angekündigt. Nimmt sie ihren 
Kritikern damit nicht den 
Wind aus den Segeln?

Nein, denn in diesem Förderpro-
gramm sind wesentlich geringere 
Summen vorgesehen als die Milli-
arden, die in die Exzellenzinitiative 
gepumpt werden. Und es handelt 
sich nicht um eine Flächenfinanzie-
rung für die gesetzlichen Aufgaben 
der Hochschulen, sondern nur um 
befristete Sonderprogramme, was 
zu Recht auch von der Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft, GEW, 
beklagt wird.

Die Exzellenzinitiative zielt 
auf den Wettbewerb unter den 
Universitäten ab. Ist dadurch 
Spitzenforschung in der Fläche 
zu erreichen?

Nein, das Resultat ist eine Geldkon-
zentration an wenigen Standorten. 
Zumal es sich dabei um diejenigen 
handelt, die schon vorher über die 
beste Ausstattung verfügten. Es gibt 
einen Konzentrationseffekt an der 
Spitze des Universitätsbetriebs. Nur 
110 Universitäten und technische 
Hochschulen sind antragsberech-
tigt. Die 300 anderen Universitäten 
dürfen nicht mal Anträge stellen. 
Unterm Strich targen 20 der Top-ge-
rankten Universitäten die Exzellenz-
initiative dann unter sich alleine aus.

Haben Sie einen Gegenvor-
schlag?

Ich bin grundsätzlich der Ansicht, 
dass ein besser finanziertes Univer-
sitätssystem in der Breite und in der 
Fläche einen höheren wissenschaft-
lichen Ertrag und gesellschaftlichen 
Nutzen erzielt als die Förderung we-
niger Spitzenbereiche neben einem 
völlig unterfinanzierten Rest.

 Interview: Simon Zeise

Obama besucht  
Golfstaaten
Riad. Am zweiten Tag seiner Reise in 
den Nahen Osten ist US-Präsident Ba-
rack Obama mit den Staatschefs der 
arabischen Golfländer zusammenge-
kommen. Das Treffen begann am Don-
nerstag in der saudischen Hauptstadt 
Riad, wie der Nachrichtenkanal Al-
Arabija meldete. Obama ist als erster 
US-Präsident Gast eines Gipfels des 
Golfkooperationsrates (GCC). Bei 
den Beratungen soll es um den Kampf 
gegen die Terrormiliz »Islamischer 
Staat« (IS) gehen.  (dpa/jW)

Kooperativen protestieren  
in Paraguay
Asunción. Mit Demonstrationen in der 
Hauptstadt von Paraguay, Asunción, 
protestieren Angehörige von Koopera-
tiven in dem südamerikanischen Land 
gegen Pläne der Regierung, die sie als 
existenzgefährdend kritisieren. Das 
Kabinett plant, eine Mehrwertsteuer 
von zehn Prozent auf Zinsen zu er-

heben, die für den Genossenschaften 
gewährte Kredite fällig werden. Be-
troffen sind rund 800.000 Menschen. 
Nach ersten Protesten hatte sich die 
Regierung zu Verhandlungen bereit er-
klärt, die nun jedoch ergebnislos abge-
brochen wurden.  (PL/jW)

Hapag-Lloyd fusioniert mit 
Konkurrenzreederei
Frankfurt am Main/Düsseldorf. Deutsch-
lands größte Containerreederei Ha-
pag-Lloyd will sich einem Medien-
bericht zufolge mit dem arabischen 
Konkurrenten United Arab Shipping 
Company (UASC) zusammenschlie-
ßen. Die Verhandlungen stünden kurz 
vor dem Abschluss, berichtete das Ma-
nager Magazin vorab aus seiner am 
Freitag erscheinenden Ausgabe. Die 
beiden Reedereien wollten so besser 
durch die andauernde Schiffahrtskrise 
gelangen.

Die Hamburger könnten durch die 
Fusion mit der weltweiten Nummer 
zehn der Branche von derzeit Platz 
sechs unter die ersten Vier vorrücken. 

UASC ist eine staatliche Firma, die 
von den arabischen Golfstaaten kon-
trolliert wird. Ihre Eigner könnten dem 
Bericht zufolge mit einem Anteil von 
rund einem Drittel an der fusionierten 
Gesellschaft rechnen.  (Reuters/jW)

Türkischer Chefredakteur 
ausgezeichnet
Bonn. Der Chefredakteur der türki-
schen Zeitung Hürriyet, Sedat Ergin, 
erhält den »Freedom of Speech Award 
2016« der Deutschen Welle. Ergin wur-
de in der Türkei wegen Beleidigung 
von Präsident Recep Tayyip Ergogan 
angeklagt. Mit der Preisvergabe an ihn 
wolle die Deutsche Welle »ein klares 
Zeichen setzen für die Pressefreiheit 
in der Türkei«, sagte Intendant Peter 
Limbourg am Mittwoch. Ergin und 
seine Kollegen bei Hürriyet müssten 
jeden Tag für ihren unabhängigen 
Journalismus und die Pressefreiheit 
kämpfen und gingen dafür ein beacht-
liches Risiko ein, wie Hunderte andere 
Journalisten in der Türkei. 
 (dpa/jW)

NACHRICHTEN

Protest gegen Neonazis
4.000 Menschen gehen in Jena auf die Straße. Rechte brüllen »Juden raus«

Bis zu 4.000 Menschen stellten 
sich am Mittwoch abend einem 
Aufmarsch der extrem rechten 

»Thügida«-Organisation in Jena entge-
gen. Etwa 200 Neonazis marschierten 
mit Fackeln und schwarz-weiß-roten 
Fahnen durch die Stadt. Teilweise wa-
ren diese vermummt und skandierten 
laut Beobachtern unter anderem Hetz-
parolen wie »Juden raus«. Dass dieser 
Aufzug am Jahrestag des Geburtstags 
von Adolf Hitler stattfinden konnte, 
geht auf ein Urteil des Verwaltungsge-
richts Gera zurück. »Das Thema der 
vom Antragsteller angemeldeten Ver-
sammlung ›Dem linken Terror keine 
Stadt mehr‹ steht in keinem Zusam-
menhang mit dem Geburtstag Adolf 
Hitlers«, heißt es in einem Beschluss 
des Gerichts. Die Stadt Jena hatte ver-
sucht, die rechte Kundgebung gericht-
lich zu verhindern und um einen Tag 
zu verschieben, war damit allerdings 
gescheitert. Anmelder war der seit 
Jahren aktive Neonazi und Ex-NPD-
Kader David Köckert. Seine Finger-
glieder »zieren« zwei Tattoos: Auf der 
rechten Hand »2-0-0-4« und auf der 

linken »1-8-8-9«. Köckert beteuerte im 
Vorfeld des Aufmarschs, dabei hande-
le es sich um die Geburtsjahre seines 
Sohnes und seines Urgroßvaters, mit 
Hitlers Geburtstag habe das nichts zu 
tun.

Jenas Oberbürgermeister Albrecht 
Schröter (SPD) forderte am Donners-
tag gegenüber MDR Thüringen eine 
Verfassungsänderung. Er bezeichne-
te es als ein Unding, dass Rechtsex-
treme in Deutschland am 20. April 
mit Fackeln durch die Straßen laufen 
könnten. Es müsse ein Demonstra-
tionsverbot an historisch sensiblen 
Daten geben. Schließlich seien auch 
Kundgebungen an belasteten Orten 
wie ehemaligen Konzentrationsla-
gern nicht erlaubt, so Schröter wei-
ter. Das sieht die Thüringer Land-
tagsabgeordnete Katharina König 
(Linke) anders: »Nur weil Neonazis 
das Grundrecht auf Versammlungs-
freiheit missbrauchen, sollten nicht 
komplette Tage davon ausgenommen 
werden«, sagte sie am Donnerstag 
gegenüber jW. Nichtsdestotrotz sei es 
ein »fatales Zeichen, dass ein ›Freu-

denmarsch‹ an Hitlers Geburtstag 
möglich gemacht wurde«. Das Ver-
waltungsgericht hätte eine politische 
Nähe feststellen müssen, das sei im 
Vorfeld absehbar gewesen.

Der Gegenprotest, zu dem unter an-
derem Thüringens Ministerpräsident 
Bodo Ramelow aufgerufen hatte, sei 
hingegen »richtig gut gelaufen«, sag-
te König. Unter dem Motto »Keine 
Fackeln für Adolf!« bevölkerten Men-
schen aus einem breiten politischen 
Spektrum die Straßen Jenas – von 
zahlreichen jungen Leuten über Fa-
milien bis hin zur älteren Generati-
on. Mehrere hundert Polizisten, auch 
aus Bayern und Brandenburg, waren 
im Einsatz. Am Rande des Neona-
ziaufmarschs kam es jedoch auch zu 
gewalttätigen Ausschreitungen. Aus 
dem rechten Aufzug und von seiten 
der Gegendemonstranten habe es laut 
Polizeiangaben Steinwürfe auf Be-
amte und deren Fahrzeuge gegeben. 
Drei Einsatzwagen der Polizei seien 
beschädigt und insgesamt 35 Anzeigen 
aufgenommen worden.

 Michael Merz
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»Der Restbetrieb 
bleibt 
unterfinanziert«
Exzellenzinitiative für Hochschulen  
soll bis 2028 verlängert werden.  
Ein Gespräch mit Torsten Bultmann

Torsten Bultmann ist po-
litischer Geschäftsführer 
des Bundes demokrati-

scher Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftler 

(BdWi)
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Jung und alt waren am Mittwoch in Jena unterwegs, um extrem Rechten die Geburtstagsparty zu vermiesen

junge Welt 22.04.2016 


